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Erstversand 
 

Vorwort zur 4. Auflage 
 
 
Der Grundrechtekatalog des Grundgesetzes, die Rechtsweggarantie des Art. 19 

Abs. 4 GG und das Rechtsstaatsprinzip garantieren, dass staatliches Unrecht nicht 
hingenommen werden muss, sondern umfassend beseitigt werden kann. Es gibt  
allerdings zahllose Konstellationen, in denen das staatliche Handeln zu einem Scha-
den geführt hat, noch bevor es rückgängig gemacht werden konnte, etwa bei der 
Verletzung von Verkehrssicherungspflichten und der Verzögerung von Bauvorhaben 
durch die öffentliche Hand. Der Schutz des Bürgers vor rechtswidrigem staatlichen 
Handeln wäre aber unvollständig, wenn die öffentliche Hand diesen von ihr verur-
sachten Schaden nicht ausgleichen müsste. Dies ist die Aufgabe des Amtshaftungs-
rechts als notwendiger Bestandteil eines umfassenden Rechtsschutzsystems. 

Allerdings ist dieses Rechtsschutzsystem nach wie vor lückenhaft, widersprüch-
lich und ohne systematische Ordnung, nachdem eine umfassende Kodifikation in 
Form des Staatshaftungsgesetzes scheiterte. Der Gesetzgeber begnügt sich seitdem 
mit der Normierung von Einzelansprüchen, zuletzt mit dem Entschädigungsan-
spruch bei überlangen Gerichtsverfahren. Auch die Rechtsprechung trägt zu dem 
Durcheinander bei, etwa durch die Kreation des im Gesetz nicht geregelten Folgen-
entschädigungsanspruchs, der bei konsequenter Anwendung in einem unauflösba-
ren Widerspruch zu den gesetzlich normierten Anspruchsgrundlagen stehen würde. 
Zusätzliche Probleme ergeben sich aus der Konstruktion der Amtshaftung als über-
geleiteter Beamtenhaftung, aus der Überlagerung des deutschen Staatshaftungs-
rechts durch das europäische Unionsrecht und aus den unterschiedlichen Rechts-
wegzuweisungen. 

Andererseits kann man nicht von einem „dunklen Fleck auf der weißen Weste des 
Rechtsstaats“ sprechen, wie dies Kluth in der F.A.Z. vom 17. November 2011 getan 
hat. Das Amtshaftungsrecht lässt sich durchaus systematisch erfassen und für die 
praktische Rechtsanwendung handhabbar machen.  

Das vorliegende Werk möchte dazu einen Beitrag leisten, indem es nicht nur die ma-
teriell-rechtlichen Anspruchsgrundlagen des Staatshaftungsrechts, sondern auch die 
Fragen der prozessualen Durchsetzung beleuchtet: Denn in aller Regel setzt die erfolg-
reiche Geltendmachung eines Staatshaftungsanspruchs die Beschreitung des Klage-
wegs voraus, da die Vertreter der beklagten Behörden nur in seltenen Ausnahmefällen 
die Verantwortung für außergerichtliche Vergleiche übernehmen wollen.  

Die nunmehr vorliegende vierte Auflage hat wiederum umfangreiche Änderungen 
und Erweiterungen erfahren, um die gesetzgeberischen Maßnahmen und die Erkennt-
nisse der Rechtsprechung, teilweise auch in Form von gravierenden Rechtsprechungs-
änderungen, nachzuzeichnen. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang der  
Entschädigungsanspruch bei überlangen Gerichtsverfahren und der weitgehende Haf-
tungswegfall bei rechtswidriger Verweigerung des gemeindlichen Einvernehmens. 

 Die Autoren bedanken sich für die Mithilfe von Frau Barbara Sandfuchs, Herrn 
Tobias Christopher Kumpf und Frau Lisa Eberlein bei der Schlussredaktion. 

Herr Dr. Michael Karger ist aus dem Kreis der Verfasser ausgeschieden. 
Das Buch befindet sich auf dem Stand von Anfang April 2013. 
 

München, im Mai 2013 Dr. Bernd Tremml 
 Dr. Michael Luber 
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